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Großbritannien, das Commonwealth und das neue Europa
Dr. W. M .0;am m ell, Bangor/Nordwales

V or dem  E in tritt in  d ie  E ndverhandlungen  über den  B e itr itt G roßbritannien» in  d ie  
E W G  iat es erforderlich , d ie  englische M en ta litä t u nd  d ie  Vor- und N achteile, d ie  
E nglan d  nach A bschluß des V ertrages erw arte t, gründlich  kennenzulernen. D enn bei 
je d e r  Fusion m u ß  m an sich k la r  sein  über a lle  E rw artungen, d ie  sich der P artn er  
m acht. E ngland ist ein  besonderer F all. Es h an delt sich nicht um den  B e itr itt e i n e s  
L andes, sondern  um d ie  B eziehungen zu  e in er V ölkergem einschaft, dem  Com m onwealth. 
W enn bei einem  B eitr itt d e r  en tw ickelten  In dustriestaaten  zu r EW G  d ie  V erhältnisse  
k la r  liegen  und d ie  E rw artungen hinsichtlich d er w irtschaftspolitischen und handels­
po litisch en  E xpansion sehr verw an dt sind, tre ten  durch den  Verbund von entw ickelten  
In du strie län dern  u nd unterentw ickelten  L än dern  verschiedener R assen in  e in er G em ein­
schaft F orderungen u nd Ansprüche a u f, d ie  fü r d ie  EWG zunächst einm alig  sind . 
E n gland w ird  nicht a u f d ie  Führung des C om m onw ealth  verzich ten  w ollen , und deshalb  
sin d  d ie  V erhandlungen m it d e r  E W G  m it a llen  Schw ierigkeiten  beladen , d ie  das  
C om m onw ealth  belasteten  und es dau ern d  in  U m form ung gehalten  haben. D iese Ver­
hältn isse aus der Sicht eines E ngländers kennenzu lernen , is t fü r  den  P o litiker und  
W irtsch aftler unabdingbar.

Kürzlich brachte der in  München erscheinende „Sim- 
plizissimus" auf seinem Deckblatt eine Karrikatur, 

die den Titel „Zu neuen Ufern" trug. Sie zeigt eine 
rührende Rettungsszene, in der ein mitgenommener 
Macmillan, der einzige überlebende d er S. S. „Empire" 
(im Hintergrund), von einem rüstigen Ruderer, der 
auffallend Ludwig Erhard ähnelt, auf die wartende
S. S. „Europa" in Sicherheit gebracht wird. Es ist eine 
gute Karrikatur, gut in der Zeichnung und Charakteri­
sierung, und sie teilt, w ie eis sich für eine Karrikatur 
gehört, einen scharfen Seitenhieb aus.

Sie muß bei vielen Münchener Straßenbahnfahrgästen 
ein Lächeln hervorgerufen haben und hat sicher viele 
Frühstücksrunden erheitert. Da sie kürzlich auch im 
Londoner „Observer" erschien, w äre es sicher in ter­
essant gewesen, ihre W irkung auf die Engländer an 
ihren Frühstückstischen zu beobachten. Wahrscheinlich 
hat sie kaum Aufmerksamkeit erregt, und w äre sie 
nicht von dem A rtikel eines wohlbekannten politi­
schen Kommentators begleitet gewesen, würde die 
Pointe dieser Karrikatur, die jedem  Kontinentaleuro­
päer sofort einleuchtet, verlorengegangen sein. Eng­
lische Leser m it einer künstlerischen Ader w ürden bei 
einer Verbesserung der K arrikatur zwar die Fähre 
und den Ruderer akzeptiert haben, hätten aber Erhards 
Jovialität einen selbstbewußten Macmillan gegenüber­
gestellt, die sinkende S. S. „Empire" weggelassen und 
an ihre Stelle eine lauernde, das Boot bedrohende 
Seeschlange hinzugefügt, die irgendwie eine Ähnlich­
keit mit General de Gaulle aufweist.

BRITISCHE GEDANKEN ÜBER DIE EWG

Diese unterschiedlichen Interpretationen haben eine 
Moral. Es ist der Zweck dieses Artikels, diese Moral 
aufzuzeigen und sorgfältig die Folgen zu untersuchen, 
die für Großbritannien auf dem Spiele stehen, wenn 
es sich zu einem politisch wie auch wirtschaftlich k ri­
tischen Zeitpunkt eng an Europa anschließt. Doch be- 

. vor ich damit beginne, muß ich darauf aufmerksam 
machen, daß meine eigenen Ansichten zu diesen aktu­
ellen Problemen nicht als typisch angesehen werden 
dürfen. Das gilt nicht, w eil ich eine Haltung einnehme, 
die eine Ausnahme darstellt, sondern weil die Frage, 
ob Großbritannien sich den Sechs anschließen soll, 
große M einungsverschiedenheiten in diesem Lande 
hervorgerufen hat. Die Meinungen klaffen w eit aus­
einander: Da sind diejenigen, die den Union Jack am 
liebsten an den Mast Lord Beaverbrocks nageln und 
sich um keinen Preis an Europa anschließen würden — 
das ist das eine Extrem. Das andere vertreten  diejeni­
gen, die daran glauben, daß die europäische Integra­
tion zwingend ist und auf alle Fälle erreicht werden 
muß, selbst wenn ihr Preis die Spaltung des Common­
w ealth sein sollte. In dieser Frage gibt es keinen 
typisch britischen Standpunkt, und jeder Ansicht w er­
den, sobald sie g"eäußert wird, schnell viele Modi­
fikationen und Einschränkungen hinzugefügt.

Es w ird vielleicht für das westeuropäische Verständ­
nis der britischen öffentlichen Meinung in dieser wich­
tigen Frage eine Hilfe bedeuten, w enn gleich zu Be­
ginn frei und offen das ausgesprochen wird, was der
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Engländer auf keinen Fall denkt (anstatt das, was er 
denkt). Zunädist muß in diesem Zusammenhang leider 
zugegeben werden, daß bis vor ganz kurzer Zeit, um 
ganz genau zu sein, bis zum Herbst 1961, über die 
EWG überhaupt n id it viel nadigedadit worden ist. 
N adi allem, wie der Gemeinsame M arkt und seine 
Verkörperung, die EWG, dem Engländer seit der 
Konferenz von Messina im Jahre  1955 bis zum letzten 
Jah r dargestellt wurde, hielt er ihn für ein rein öko- 
nomisdies Experiment, das in seiner Vorstellung eine 
ähnlidie Stellung einnahm wie frühere, wenn audi 
m ehr begrenzte Versudie wie der Sdiuman-Plan, Be­
nelux und sogar das GATT. Die w eitreidienden po­
litisdien Aspekte der EWG entgingen ihm. Unberührt 
von dem Drang nadi politisdier Integration, der in 
W esteuropa seit 1945 eine so große Kraft darstellte, 
und wenig geneigt, enthusiastisdi auf ins einzelne 
gjehende W irtsdiaftspläne zu reagieren, brachte der 
Engländer den Ereignissen, die dem V ertrag von Rom 
voraufgingen, nur ein mildes Interesse entgegen. Das 
gleiche gilt sogar für den britischen Gegenvorschlag 
von 1956, der EFTA, die auch bei denjenigen Indu­
striezweigen nur ein geringes Interesse fand, die da­
von voraussiditlidi stark  berührt werden würden.

Erst als die Regierung gegen Ende des Jahres 1961 
bekanntgab, daß sie den A ntrag auf M itgliedsdiaft in 
der EWG stellen würde, belebte sich das Interesse an 
dieser Frage, und das Problem, „beitreten oder nidit" 
wurde eine nationale Streitfrage. Die Tatsache, daß 
die Hntsdieidung für einen Beitritt zu einem für die 
britische W irtschaft und ihre Zahlungsbilanz kritischen 
Zeitpunkt getroffen wurde, übte einen entscheidenden 
Einfluß darauf aus, daß die allgemeine Aufmerksam­
keit auf die rein wirtsdiaftlichen Aspekte einer Mit­
gliedsdiaft in  der Gemeinsdiaft gelenkt wurde und 
daß, außer in intellektuellen Kreisen, die politischen 
Probleme vernachlässigt wurden.

Für diese kurzsichtige Beurteilung des Problems einer 
Mitgliedschaft Großbritanniens in der EWG träg t die 
Regierung eine sdiw ere Verantwortung. Die Geschichte 
der langsam en Annäherung an eine britische Beteili­
gung an der europäisdien Integration ist eine Aufzäh­
lung von Bedenken, Annäherungsversuchen zum 
falschen Zeitpunkt und verpaßten günstigen Gelegen­
heiten. Die volle Tragweite der Vorsdiläge von 
Messina w urde 1955 und zu Beginn des Jahres 1956 
nidit begriffen. Die sogenannte britisdie Initiative im 
November 1956 für eine Freihandelszone kam zu spät, 
als die M ädite von Messina auf dem W ege nadi Rom 
bereits, weit fortgeschritten waren. Die begrenztere 
Freihandelszone der Sieben, die EFTA, die gebildet 
wurde, nachdem der britische Plan, ganz Europa in 
einer soldien Freihandelszone zu vereinigen, gesdiei- 
tert war, w ar eine Schöpfung, die das Gesicht wahren 
sollte und die nur dazu diente, die endgültige Ent- 
sdieidung zu verzögern, die seit der Konferenz von 
Messina immer an erster Stelle jeder britischen Tages­
ordnung hätte stehen sollen: Soll Großbritannien sich 
dem V ertrag von Rom anschließen?

Sogar als die Entscheidung getroffen wurde, stellte 
man sie beinahe wie einen nachträglichen Einfall hin, 
und die Rede des britischen Premierministers zu die­
sem Anlaß w ar alles andere als ein schmetterndes 
Trompetensignal. Es scheint so, als ob die Regierung 
durch diese Zurückhaltung hoffte, diejenigen Gruppen 
nidit aufzustören, die gegen eine britische Beteiligung 
w aren: die Befürworter des Commonwealth-Präferenz- 
systems in ihrer eigenen Partei, die Zweifler in der 
Oppositionspartei (Labour) und die Industriellen und 
Bauern, deren Interessen bedroht wurden. Die Regie­
rung hatte einen beachtlichen Erfolg. Die Unterstützung 
für den Beitritt Großbritanniens in die EWG war zwar 
nicht enthusiastisch, w ar aber sta rk  genug, die Posi­
tion der Regierung bei ihrer langsam en Annäherung 
an den Beitritt zu stärken. Die Opposition w ar weder 
lautstark hoch gut inform iert und nicht sehr wirksam. 
Industrielle Interessentenkreise ließen sich Zeit, ihre 
Opposition anzumelden, obwohl sich je tzt die An­
zeichen dafür mehren, daß sich diese friedliche Periode 
ihrem Ende zuneigt.

Zu einem großen Teil w ar der Mangel an einer w irk­
samen Opposition darauf zurückzuführen, daß sich die 
Aufmerksamkeit auf die wirtschaftlidien Aspekte des 
Beitritts zur EWG konzentrierte, zu deren Gunsten 
mehr spricht als für die politischen Aspekte, die viel 
weniger überzeugend sind. Außerdem w urde die Mei­
nung vertreten, daß es wenig Sinn habe, Opposition 
gegen den Beitritt zum Gemeinsamen M arkt zu leisten, 
da wir die Zulassungsbedingungen noch nicht kennen. 
Ein scharfsinniger Kommentator wies aber darauf hin, 
daß die Regierung sie bereits gut kenne: sie sind im 
V ertrag von Rom enthalten. ’) Es mag sehr wohl sein, 
daß während der Beitrittsverhandlungen in den näd i­
sten M onaten die politischen Konsequenzen der EWG 
in Großbritannien klarer erkannt werden und daß 
dann die Regierung ihre Politik mit m ehr Feuer ver­
teidigen muß.

Zweitens glauben die Engländer nicht daran, daß Groß­
britanniens Beitritt in die EWG das Commonwealth 
sprengen wird. Möglicherweise w erden die nädisten 
sechs M onate eine gründliche N euorientierung der 
Handelsbeziehungen innerhalb des Commonwealth 
bringen, da aber die Vereinbarungen von Ottawa 
dreißig Jahre in einer sich schnell w andelnden W elt 
überlebt haben, kann man die Meinung vertreten, daß 
die Zeit für ihre Revision reif sei. Eine derartige 
Revision impliziert keineswegs eine politische Auf­
lösung. Daß umfassende W andlungen im Common­
w ealth und in seinen Beziehungen zu Großbritannieii 
stattfinden, kann nicht geleugnet werden. Die N atur 
dieser Veränderungen und ihre Auswirkungen auf 
Großbritanniens Teilnahme an  der wirtschaftlidien 
Integration W esteuropas werden in einem späteren 
Abschnitt dieses A rtikels behandelt werden.

Schließlich kann festgestellt werden, daß man die zu­
nehmende Handelskonkurrenz, die die Mitgliedschaft

*) Robert M c K e n z i e  ; „Joining Europe by  D efault“, ln : O b­
server, 21. 1. 1962.
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in der EWG zweifellos mit sidi bringen wird, in Groß­
britannien wenig fürditet. In zahlreidien Kreisen der 
Industrie wurde man ungeduldig über die Langsamkeit 
der Regierung hinsiditlidi ihres Entsdilusses, der EWG 
beizutreten, und über das Fehlen einer dem Entsdiluß 
folgenden konsequenten W irtsdiaftspolitik, die es der 
britisdien Industrie ermöglidien sollte, ihre strategi­
sdien Dispositionen für handelspolitisdie Vorstöße in 
Europa zu treffen, wenn die Zeit hierfür reif ist. Der 
„Economist" hat einen intellektuellen Kreuzzug durdi- 
geführt, um die britisdie Industrie durdi den Ansporn 
eines freieren Handels und niedrigerer Zollsätze 
leistungsfähiger zu madien, gleidigültig ob der Beitritt 
zum Gemeinsamen M arkt erfolgt oder nidit. Die Fir­
men und Industriezweige, die unter der EWG-Mitglied- 
sdiaft Großbritanniens wahrsdi-einlidi zu leiden haben 
werden oder sogar dem Untergang geweiht sind, er­
kennen entweder die Gefahr nidit, in der sie sdiwe- 
ben, oder ließen sidi sehr viel Zeit, ihren Befürditun­
gen Ausdrude zu geben. Alles in allem sind die W ün­
sdie der britisdien Industrie eher auf mehr W ettbe­
werb geriditet als auf weniger'.

Diese kurze Sdiilderung der britisdien Gedanken­
gänge über einen Tatbestand, der ohne Zweifel die 
größte wirtsdiaftliche und politisdie Entsdieidung 
unserer Generation darstellt, soll dazu dienen, aufzu­
zeigen, daß ein fundam entaler Untersdiied zwisdien 
der britisdien und der kontinentaleuropäisdien Ein­
stellung zur w irtsdiaftlidien Integration W esteuropas 
besteht. Für diese untersdiiedlidie Betraditungsweise 
muß Großbritannien voll und ganz die Verantwortung 
übernehmen, und es muß erkannt werden, daß die 
Teilnahme Großbritanniens an den Plänen der Sedis 
einen großen Gesinnungswandel erfordert, wenn maxi­
male Resultate sowohl für Großbritannien als audi 
für die Gruppe der Sedis erzielt werden sollen. In 
jüngster Zeit enthielten die Reden des Präsidenten 
Kennedy Anzeidien dafür, daß der A tlantik weniger 
ein Hindernis für die europäisdien Ideen darstellt als 
der Ärmelkanal. W enn der Gedanke einer Auswei­
tung und Vereinigung Europas in W ashington ver­
standen wird, könnte es sein, daß Großbritannien 
seine Interpretation auf indirektem  W ege erhält. Aber 
besser indirekt als gar nidit.

STATUT V ON WESTTtflNSTER UND COMMONWEALTHPOIITIK

Wenn in Großbritannien Unwissenheit über die Ziele 
und W ünsdie des neuen Europa herrscht, so besteht 
aber audi in W esteuropa (und anderswo) eine be­
klagenswerte Unkenntnis über die N atur und die 
jüngste Entwicklung des britisdien Commonwealth. 
Nur allzu oft w eist die geistige Vorstellung Europas 
von den britisdien Beziehungen zum Commonwealth 
eine sdiw adie Ä hnlidikeit mit den Zuständen in der 
viktorianischen Epodie auf, träg t aber den heutigen 
Bedingungen kaum Redinung. Man glaubt, daß dieses 
Verhältnis eine Oberhoheit Großbritanniens über eine 
weitverstreute Gruppe von Dominien und abhängigen 

' Territorien darstelle, die ihrerseits nur eine geringe 
politisdie und wirtsdiaftliche Handlungsfreiheit haben.

Das ist nldit der Fall. Seit dem Statut von W estminster' 
aus dem Jahre 1931 gehören zum Commonwealth 
folgende Gebiete: ,

1. Die D o m i n i e n ,  die vollständige Selbstregie­
rung )̂ und wirtschaftliche Autonomie besitzen und 
jederzeit auf Grund eigener Entsdieidung das Com­
monwealth verlassen können. Bisher haben nur 
zwei Dominien den Entsdiluß gefaßt, das Common­
w ealth zu verlassen: Die Republik Irland und die 
Südafrikanische Union, von denen ersteres auf- 
Grund der geographischen Nähe und der kulturel­
len und spradilichen Bindungen noch zahlreidie 
Rechte und Privilegien genießt.

2. Die K o l o n i e n ,  P r o t e k t o r a t e  und M a n ­
d a t s g e b i e t e .  Diese waren eine schnell dahin­
schwindende Gruppe, da in den vergangenen Jah ­
ren diesen Gebieten einzeln oder in Gruppen Unab­
hängigkeit gewährt wurde und sie den Status von 
Dominien annahmen.

Die Europäer, die die Entwidclung Von weitem beob­
achten, sind nur allzu oft von den Geburtswehen 
einiger dieser neuen Staaten beeindruckt, wenn diese 
die Unabhängigkeit erhalten oder auf sie hinstreben. 
Kenia und Zypern sind offensichtliche Beispiele. Von 
den anderen, die sich ruhig und mit einem hohen 

"Verantwortungsgefühl auf den neuen Status hinent­
wickelt haben, hört man kaum etwas. Seit dem zwei­
ten W eltkrieg hat Großbritannien eine Politik verfolgt, 
die anstrebte, die Kolonien auf ihre Unabhängikeit 
hinzuentwickeln und diese Unabhängigkeit zu gewäh­
ren, wenn gewisse Bedingungen erfüllt werden. Es 
handelt sich um stillsdiweigende Bedingungen, die 
notwendigerweise je  nach dem Einzelfall variieren, 
aber klar erkennbar drei Voraussetzungen enthalten: 
In dem betreffenden Land muß der äußere Rahmen 
für eine stabile Regierung und demokratische Institu­
tionen vorhanden sein, und das Land muß in der Lage 
sein, sich selbst zu regieren, ohne in Anarchie zu ver­
fallen. Die Rechte der M inderheiten innerhalb des 
Landes müssen respektiert werden, und wo es sich um 
eine Gemeinschaft mehrerer Rassen handelt, wird die 
weiße Bevölkerung nicht auf Gnade oder Ungnade der 
W illkür einer farbigen Bevölkerung überlassen, die 
eifrig darauf bedacht ist, ihre Stärke zu beweisen und 
nach einer schnellen N euverteilung des Eigentums 
durch Konfiskation dürstet.

Es ist nicht leicht, diese Prinzipien anzuwenden. In 
einer Kolonie kann jederzeit der Zeitpunkt eintreten, 
da für die Kolonialmacht beides unmöglich erscheint: 
zu bleiben oder zu gehen, und die einzige Möglichkeit 
darin besteht, stur durchzuhalten und die Suche nach 
etwa vorhandenen Elementen für eine zukünftige 
Stabilität fortzusetzen — eine Politik, die in Kenia 
einigen Erfolg aufwies. Dieses Land, das sich der 
Selbstregierung nähert, hat je tzt eine größere Stabili­
tä t und bessere Aussichten, als vor einigen Jahren zur 
Zeit des Mau Mau-Terrors möglich schien. Die Pro­

*) Im S ta tu t von  W estm inster aus dem  Ja h re  1931 w urden d ie  
Länder des Com m onwealth w ie folgt de fin ie rt: »Autonome S taaten  
innerhalb  des b ritisd ien  Empire, von gleidiem  S tatus, keiner dem 
anderen  in irgendeiner H insid it u n ters te llt, aber geein ig t durd i 
eine gem einsam e Treue gegenüber der Krone und in  F reiheit v e r­
bunden a ls  M itg lieder des B ritish Com m onwealth of N ations".
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bleme des Übergangs zur Selbstregierung mögen groß 
sein, man kann ihnen aber nicht ausweichen. Die Kon­
sequenzen, die darauf folgen, wenn eine Kolonial­
macht ihrer V erantwortung nicht nachkommt und zu 
früh das Land verläßt, w urden im Kongo blutig 
demonstriert.

Die Lage, in der sich Großbritannien im Hinblick auf 
das Commonwealth jetzt befindet, ist so, daß es nicht 
versucht, die Überbleibsel eines zerfallenden Empire 
zu erhalten. Es nähert sich vielm ehr der Vollendung 
eines bewußt durchgeführten Prozesses, durch den das 
alte Empire freiwillig abgebaut wird und seine Mit­
glieder gleichfalls freiwillig sich den Reihen der unab­
hängigen und lose verbundenen Dominien an- 
'schließen. Der Tag ist in Sicht, an dem, abgesehen von 
einigen abgelegenen und kleinen Territorien, das ge­
samte ehemalige koloniale Empire Dominion-Status 
besitzen wird — außer den Ländern, die den Domi­
nion-Status ablehnen und sich für völlige Unabhängig­
keit aussprechen.

W ir sind nun so nahe am Ende dieses Prozesses ange­
langt, daß es möglich ist, die Veränderungen und die 
neuen Probleme, die er mit sich bringt, zu erkennen. ' 
Im Jahre  1931 haben w ir das alte Empire durch die 
neue Konzeption des Commonwealth — verkörpert 
im Statut von W estm inster — abgelöst. Die lose 
Gruppierung m iteinander verw andter Staaten, die dar­
aus entstand, w ar jedoch dadurch bem erkenswert, daß 
alle dièse ersten Dominien Staaten waren, die durch 
britische Einwanderer besiedelt worden waren und 
deshalb mit Großbritannien durch Bande des Blutes, 
der Sprache und der Kultur verbunden waren. Die 
farbigen afrikanischen und asiatischen V ölker dagegen 
befanden sich innerhalb des damaligen kolonialen 
Empire oder un ter einem besonderen Regierungs- 
system wie im Falle Indiens. Die endgültige Umwand­
lung des alten Empire, die nahezu abgeschlossen ist, 
ha t (oder wird es in Kürze tun) einer ganzen Anzahl 
m ehrrassiger Völker den Dominion-Status gebracht, 
die keine rassischen, kulturellen oder religiösen Bande 
zu Großbritannien haben und die, als relativ unter­
entwickelte Länder, anderen politischen und w irt­
schaftlichen Antrieben unterliegen als die alten weißen 
Dominien, die nicht mehr jung sind, sondern sich dem 
nüchternen m ittleren A lter nähern.

Welche — wenn überhaupt vorhanden — bindenden 
Kräfte diese heterogene Gruppierung Zusammenhal­
ten werden, ist schwer zu sagen. W enn w ir uns aber 
eine Vorstellung davon machen wollen, welchen Fra­
gen sich das Vereinigte Königreich in seinen Beziehun­
gen zum Gemeinsamen M arkt gegenübergestellt sehen 
wird, muß der Versuch unternommen werden, den 
künftigen Zusammenhalt dieser Gruppe einzuschätzen. 
Ehe man jedoch diesen Versuch unternimmt, ist es 
notwendig, die Auswirkungen einer Mitgliedschaft 
im Gemeinsamen M arkt für Großbritannien allein 
näher zu untersuchen. Das gesamte Problem der Com­
monwealth-Beziehungen wird dann unter diesem Blick­

winkel geprüft werden. W ir müssen erst k lar sehen, 
was das Vereinigte Königreich durch seine M itglied­
schaft in der EWG gewinnen wird, ehe wir alte Bin­
dungen und Verpflichtungen einer Belastung unter­
werfen oder opfern, um diese Mitgliedschaft zu er­
reichen.

POLITISCHE ASPEKTE DES BEITRITTS ZUR EWG

Politisch bietet die Mitgliedschaft Großbritanniens in 
der EWG drei Aspekte: Erstens w ird die Einheit 
Europas mit Großbritannien als Mitglied der Gemein­
schaft (und mit denjenigen Staaten, die ihm folgen 
werden) sehr gefördert, und gegenüber der Sowjet­
union, den USA und der gesamten übrigen W elt kann 
es nur zu unserem allgemeinen Vorteil sein, wenn 
w ir alle gemeinsam mit einer Stimme reden, sei es 
in politischen oder wirtschaftlichen Angelegenheiten. 
Zweitens ist es, da die USA jetzt zu einer liberaleren 
Handelspolitik neigen und da bereits über die w eiter­
greifende Integration einer Atlantischen Gemeinschaft 
gesprochen wird, in  der Großbritannien Mitglied sein 
würde, ein ganz natürlicher Schritt, daß es je tzt der 
Gemeinschaft beitritt, ehe es später hineingedrängt 
wird, um seine guten Beziehungen zu den USA zu 
erhalten. Drittens besteht die Gefahr, daß Großbritan­
nien, wenn es abseits steht und auch seine führende 
Rolle im Commonwealth eine Einbuße erleidet, seinen 
Einfluß ln der W elt verlieren könnte und daß die 
Sechs seine Stelle als wichtigster V erbündeter der 
USA einnehmen werden. Das sind interessante und 
gewichtige Argumente, aber viele Menschen in  Groß­
britannien glauben, daß sie nicht gewichtig genug sind, 
um den V erlust an Souveränität und Handlungsfrei­
heit zu rechtfertigen, den eine Mitgliedschaft in der 
EWG mit sich bringen würde. W as kann die Folge 
sein, wenn Großbritannien nicht der EWG beitritt?

W ir könnten erstens, w ie es manche tun, die EWG 
als eine nach innen blickende, exklusive und in  der 
Hauptsache protektionistische Gruppe ansehen, die 
rein europäische Interessen vertritt, die nicht unsere 
Angelegenheit sind, und daran glauben, daß Groß­
britannien wohlberaten wäre, wenn es abseits bliebe 
und — im Einklang mit dem Commonwealth — seinen 
eigenen Handel woanders entwickeln würde. Glück­
licherweise wird diese Ansicht nicht in w eiten Kreisen 
vertreten, und da sie nicht nur auf einem, sondern 
auf verschiedenen M ißverständnissen und Irrtüm ern 
beruht, wird sie nur der Vollständigkeit halber er­
wähnt. Es ist nicht wahrscheinlich, daß sie den Gang 
der Ereignisse beeinflussen wird.

Eine zweite Möglichkeit ist, daß die W andlungen in 
der Struktur des Commonwealth nicht notwendiger­
weise eine politische Schwächung dieser Gruppe mit 
sich bringen, daß das Commonwealth in irgendeiner 
Form w eiterbestehen w ird und daß Großbritannien, 
sowohl was seinen wirtschaftlichen als auch seinen 
politischen Einfluß betrifft, sich als einer seiner füh­
renden M itglieder besser stehen würde denn als Mit- 
glieid der EWG, das dem Commonwealth entfrem det ist.
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Drittens sind da diejenigen, die das Argument ver­
treten, daß w eder Größe noch Allianzen nodi politi­
scher Einfluß für das menschlidie W ohlergehen not­
wendig seien nnd daß, falls Großbritanniens Zeit als 
Großm adit zu Ende gehe, es abseits von den großen 
M äditegruppierungen gut genug existieren könne. 
Dänemark, Sdiweden und die Sdiweiz werden als Bei­
spiele dafür zitiert, was man als „gedeihlidie Abge- 
sdilossenheit" bezeidinen könnte. Einmal ist diese 
A nsidit eher ein Traum als eine Möglidikeit. Selbst 
w enn ein allgem einer W unsdi danach bestünde, das 
Vereinigte Königreidi lediglidi in eine Gruppe blühen­
der und gedeihender Inseln westlidi des europäisdien 
Festlandes zu verwandeln, ist dies keine mögliche 
A lternative. Großbritannien ist zu didit bevölkert, zu 
sehr in weltweite Verbindungen und Verpfliditungen 
verstridct, um ein Land wie die Schweiz oder Däne­
m ark zu werden. Außerdem besteht in seinem Fall 
n id it das glüdilidie Zusammentreffen günstiger wirt- 
schaftlidier Gegebenheiten, die es kleinen Ländern 
ermöglichen, eine „gedeihliche Abgeschlossenheit“ zu 
erreichen und zu erhalten. Es befindet sidi, zum Guten 
oder Schlechten, in einer zentralen Rolle auf der 
Bühne. Es kann sid i nicht zu den Zuschauern zurück­
ziehen. ^

So kommen wir zu der einzig übrig bleibenden Hand­
lungsweise, näm lidi derjenigen, zu der sidi die briti­
sche Regierung entschlossen hat: Mitglied und Zen­
trum  des Commonwealth zu bleiben, der EWG beizu­
treten  und zu hoffen, daß das Land in der Lage sein 
möge, diese Doppelrolle zu spielen: als Mitglied der 
Europäischen Wirtsdiaftsgemeinschaft wie auch als 
H aupt des Commonwealth.

Dem Europäer, der diese Alternative abwägt, erschei­
nen die Gründe für einen Beitritt Großbritanniens in 
die EWG sehr gewiditig. Wie soll es anders, so fragt 
e r sich, seinen Status als Großmacht, seine wirtschaft­
liche Stellung als Handels- und Bankierstaat erhalten. 
A ber dem Engländer, selbst dem Engländer, der den 
Beitritt zur BWG unterstützt, erscheint der Fall nicht 
so offensichtlich. Typisch für den Briten ist eine Vor­
liebe für die althergebrachte Ordnung der Dinge und 
ein instinktiver Verdacht gegenüber ausführlichen und 
form alen Plänen. Oder wie jemand es kürzlich aus­
drückte: „ . . .  w ir sind nicht besiegt, nicht im Kriege 
verw üste t und besetzt worden, und die instinktive 
Sehnsucht nach enger und unwiderruflicher Vereini­
gung, di? so viele Europäer vor eineinhalb Jahrzehn­
ten  ergriff, ist fast vollständig an uns vorüber­
gegangen. Erst seit kurzem, erst seitdem w ir uns 
klargem acht haben, daß unsere relative Stärke dahin­
schwindet und die Stärke der Sechs schnell wächst, 
fühlen w ir den imm er stärker werdenden Wunsch, 
nicht kaltgestellt zu w erden.“

A uf der rein  politischen Seite gleichen sich die Gründe 
für oder gegen eine Mitgliedschaft Großbritanniens 
aus, und viel hängt davon ab, welche Prognose man

•) V gl. S ir Donald: M ac D o T ig * a H : .B rita in larad the Common M ar­
k e t“, in : R otterdam sdie  Bank Review, N r. 4, Dezem ber 1961, S. 7.

der künftigen Entwicklung des Commonwealth stellt. 
Man neigt diesseits und jenseits des Kanals dazu, 
diese Entwicklung ganz unterschiedlich zu beurteilen, 
und die hoffnungsvollere Einsdiäizung diesseits des 
Kanals macht die W ahl der Entscheidung nidit leich­
ter. Es ist sicher, daß aus politischen Gründen allein 
keine britische Regierung wünschen w ürde — oder 
in der Lage w äre —, Großbritannien an  W esteuropa 
anzuschließen. Daraus könnte man folgern, daß die 
Frage des Beitritts entscheidend durch die allgemei­
nen wirtschaftlichen Argum ente vorangetrieben w or­
den ist. Ganz gewiß standen diese im M ittelpunkt der 
Aufmerksamkeit. Sind sie aber wirklich stark genug, 
um eine Unterstützung des Anschlusses an die EWG 
zu rechtfertigen, der mit so abschreckenden politischen 
Folgerungen, wie insbesondere der Gefahr einer Ent­
fremdung der ältesten und zuverlässigsten Mitglieder 
des Commonwealth, beladen ist?

W IETSCHAFTIICHE GRÜNDE FUE ODEH WIDER DEN BEITRITT

Kurz zusammengefaßt gibt es v ier wirtschaftliche 
Gründe für einen Beitritt Großbritanniens in die EWG:

1. Die Mitgliedschaft in einer großen W irtschafts­
gruppe würde es Großbritannien ermöglichen, die 
Vorteile und Einsparungsmöglichkeiten einer M as­
senproduktion währzunehmen.

2. Durch Konzentration der Produktionsanstrengungen 
auf solche Erzeugnisse, bei denen Großbritannien 
verhältnism äßig im Vorteil ist, und Ausfuhr dieser 
Produkte gegen die Einfuhr von Gütern, bei denen 
die Sechs im Vorteil sind, würde Großbritannien 
(und die Sechs) Gewinn aus d e r internationalen 
A rbeitsteilung ziehen.

3. Der W ettbewerb m it anderen Industriestaaten in­
nerhalb der EWG w ürde die britische Industrie 
anregen und durch die Ausschaltung von Grenz­
betrieben leistungsfähiger machen.

4. Großbritannien würde an der hohen Wachstums­
rate  teilnehmen, deren sich die Sechs im Augen­
blick erfreuen.

Kurz gesagt: Größe, Spezialisierung, W ettbewerb und 
Wachstum sind für Großbritannien die Anreize für 
einen Anschluß an die EWG.

Diese Anreize sehen auf eien ersten Blici zwingend 
genug aus, liefern aber dennoch keinen überzeugen­
den Beweis. W as die Größe des M arktes anbelangt, so 
kann eine angemessene M assenproduktion für- die 
britische Industrie durch den Binnenmarkt mit 
52,75 Mill. Verbrauchern zusammen mit den großen 
Exportmärkten im Commonwealth und anderswo 
sichergestellt werden. W enn es Großbritannien bisher 
nicht gelungen ist, auf dieser Basis die möglichen Vor­
teile der Standardisierung zu nutzen, so besteht kein 
Grund für die Annahme, daß dies ihm im Gemein­
samen M arkt gelingen wird.

Die Vorzüge der internationalen Spezialisierung, das 
immer wiederkehrende Argument für den Freihandel, 
sind stets eindrucksvoll. Man muß sich aber darüber 
k lar sein, daß dieses Argum ent in diesem  Falle nur 
auf die Liberalisierung des Handels Großbritanniens
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mit den Sedis angewendet wird. Obwohl der hieraus 
resultierende Gewinn für Großbritannien lohnend ist, 
so ist er dennodi begrenzt. Von dem Gewinn muß 
man audi die Verluste abziehen, die durdi Umlen­
kung einiger Einfuhren aus relativ billigen Übersee­
gebieten auf relativ  teure w esteuropäisdie Quellen 
entstehen. Der Nettogewinn für das britisdie Volks­
einkommen könnte unter Berüdcsiditigimg dieser 
Fakten w irklidi sehr klein ausfallen.

Der W ettbewerb mit den mäditigen Industriestaaten 
der Sedis würde, so behauptet man, die britisdie In­
dustrie beleben und anspornen. Sie w ürde eine aggres­
sivere Einstellung gegenüber Kosten, Absatz und 
Ausfuhr annehmen, und die trägen und untüditigen 
Unternehmen würden vom Sdiauplatz versdiwinden. 
Viele Briten sehen das als das entsdieidende A rgu­
ment zugunsten des Beitritts an. Man sollte jedodi 
daran denken, daß man diesen W ettbewerb, wenn 
man ihn um seiner selbst willen anstrebt, audi ohne 
den Beitritt zum Gemeinsamen M arkt erhalten kann. 
Er könnte durch unilaterale Zollsenkungen oder, was 
vorzuziehen ist, durdi Zollsenkungen auf Gegenseitig­
keit, die im GATT ausgehandelt werden könnten, er­
reicht werden. Eine derartige Zollsenkung, verstärkt 
durdi angemessene industriepolitisdie Maßnahmen im 
eigenen Lande, die geeignet sind, Leistungen zu be­
lohnen und restriktive Praktiken bei Industrie und 
Arbeitnehmern zu bestrafen, könnte genau so erfolg­
reich die industrielle Dynamik fördern, wie man es 
von der Sdiockbehandlung durdi den Beitritt in  die 
EWG erwartet.

Das Argument, daß die M itgliedsdiaft in der EWG die 
W adistum srate der britischen Produktivität beschleu­
nigen würde, ist gefährlich. Die W achstumsrate der 
Sechs wuchs vor 1958 schneller als diejenige Groß­
britanniens. Dieses W adistum  hätte v ielieidit ange­
dauert, audi wenn die Gemeinsdiaft nicht entstanden 
wäre. Außerdem wadisen die Volkswirtsdiaften aller 
Länder nidit mit der gleichen hohen Rate, selbst wenn 
sie der Gemeinsdiaft einer Gruppe mit hohem W irt- 
sdiaftswachstum angehören. In der Europäischen W irt­
schaftsgemeinsdiaft gibt es Nadizügler. Selbst inner­
halb der Gemeinsdiaft könnte Großbritannien ein 
Langsam-Entwidcler sein. Das ist darum um so w ahr­
scheinlicher, als der Grund für das geringe W irt- 
sdiaftswachstum Großbritanniens in der zweckbeton­
ten W irtschaftspolitik der Regierung zu sudien ist, die 
der W irtsdiaft im angeblichen Interesse der Zahlungs­
bilanz Zurückhaltung auferlegte. W enn die Zahlungs­
bilanz, die Stärke des Pfund Sterling und die Größe 
des Sterling-Gebietes für Großbritannien, auch als 
Mitglied der Gemeinsdiaft, weiterhin Probleme blie­
ben (und wer sagt, daß das nidit so sein wird?), dann 
könnte es sidi w eiterhin verpfliditet fühlen, das Pfund 
und die Zahlungsbilanz dadurdi zu sdiützen, daß es 
wirtschaftlich langsam er wächst als die anderen Mit­
glieder der EWG, selbst wenn es dadurch seine Stel­

lung innerhalb dieser Gruppe beeinträditigte. Alle 
Vorteile, die Großbritannien aus der EWG-Mitglied- 
schaft zöge, würden in einem soldien Falle durdi 
restriktive Maßnahmen, die die britisdie Zahlungs­
bilanz erforderlidi madit, null und niditig.

Das bringt uns zu der Überlegung, die für Großbri­
tannien unverm eidlidi an erster Stelle stehen muß, 
ehe es weitreichende wirtschaftspolitische Maßnahmen, 
wie den Beitritt zur EWG, beschließt: Welche Aus­
wirkungen wird das auf die Zahlungsbilanz und die 
währungspolitischen V ereinbarungen innerhalb des 
Sterling-Gebietes haben?

Die isolierte Auswirkung, auf die Zahlungsbilanz läßt 
sich schwer Voraussagen, da sie eine Anzahl versdiie­
dener Einflüsse widerspiegeln wird. Auf der Export­
seite würde der Zugang zu den sich ausweitenden 
M ärkten W esteuropas und der Vorteil, dort Absatz­
präferenzen gegenüber anderen Exporteuren (insbe­
sondere den USA und Japan) zu genießen, nützlich 
sein, vorausgesetzt, daß Großbritannien seine anderen 
Absatzmärkte auf ihrem  gegenwärtigen Stand halten 
kann. Auf der anderen Seite würden Verluste dadurch 
entstehen, daß Großbritannien seine gegenwärtige 
begünstigte Stellung innerhalb des Commonwealth 
verw irken würde. W ie groß dieser Verlust sein  würde, 
kann man unmöglidi Voraussagen, da er davon ab­
hängt, wie die Commonwealthländer darauf reagieren 
würden, wenn sie ihre Präferenzen im Vereinigten 
Königreich verlieren. Sie könnten zum Beispiel einfach 
die Vorzugsstellung aufheben, die sie Großbritannien 
augenblicklidi einräumen. Sie könnten aber auch 
w eitergehen und Zölle auf britisd ie W aren erheben, 
um ihre eigene Industrie zu schützen. Abgesehen vom 
Commonwealth könnte Großbritannien auch seine 
geringen EFTA-Präferenzen in denjenigen EFTA-Staa­
ten  einbüßen, d ie  nicht seinem Beispiel folgend der 
EWG beitreten.

W ie die zahlenmäßige Bilanz dieser Gewinne und 
V erluste aus diesen komplizierten Veränderungen 
aussehen würde, ist unmöglich yorauszusagen, aber 
eine vage Sdiätzung ist möglich. Gegenwärtig gehen 
16 "/(> der britischen Ausfuhr nadi der EWG und unter- 

, liegen einem durdischnittlichen Zoll von 10—15 “/o. 
Schätzungsweise 45 «/o unserer Ausfuhren gehen ins 
Commonwealth, und etwa die Hälfte davon (etwa 
20*/o unserer Gesamtausfuhr) erhalten durchschnitt­
liche Zollpräferenzen von 10 Vo. So würde Großbri­
tannien beim Eintritt in den Gemeinsamen M arkt einen 
Zollabbau von 10—15®/o für ein Sechstel seiner Aus­
fuhr (in den Gemeinsamen Markt) genießen, aber es 
müßte den Verlust einer durchsdinittlichen Zollpräfe­
renz von 10«/» auf ein Drittel seiner Ausfuhr (in das 
Commonwealth und die EFTA) hinnehmen.®) Nadi 
dieser Berechnung könnten die V erluste sehr wohl 
die Gewinne übersteigen, und die Ausfuhr könnte

*) A. L>a m  f a  1 11 s s y  : »Europe's Progress: Due to  Common
M arket?", in : L loyd 's 'Bank Review, O ktober 1961.

D iese B eredm ung b asie rt «auf Zahlen, d ie  S ir D. M  a  c D o u - 
g a 1 1 in  se in e m ' A rtike l in d e r  R otterdam sdie Bank Review 
erw ähnt hat.
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sinken. Sicher ist, daß unsere Einfuhr steigen würde, 
vielleicht sogar ganz erheblich. Die starke Zunahm e­
der britischen Aufnahmebereitsdiaft, zu importieren, 
die seit 1954 festzustellen ist, ist wenigstens teilweise 
auf die Liberalisierung des westeuropäischen Außen­
handels seit der Abschaffung diskriminierender Im­
portbeschränkungen durch die OEEC-Vereinbarüngen 
zurückzuführen. Eine starke Senkung der Einfuhrzölle 
w ürde die Neigung zu importieren noch w eiter för­
dern. A lles in allem erscheinen die Aussichten für die 
britische Handelsbilanz, die bestenfalls dunkel genug 
sind, noch dunkler, wenn Großbritannien der Gemein­
schaft beitritt.

Aus der gegenwärtigen W irtschaftspolitik und aus 
Ä ußerungen -der Regierung geht hervor, daß eine 
Pfundabwertung vor dem Beitritt in die EWG nicht 
geplant ist, und tatsächlich ist sie auch nicht wün­
schenswert, da sie sicherlich eine Dollarabwertung 
und wahrscheinlich eine Neuorientierung der Wechsel­
kurse im allgemeinen heraufbeschwören würde. Der 
In ternationale W ährungsfonds ist gegenwärtig ganz 
entschieden gegen eine allgemeine Revision der Wech­
selkurse und würde wahrscheinlich seine M ittel bis 
zum äußersten einsetzen, um sie zu verhindern. Eine 
A bw ertung des Pfundes im Frühjahr 1962'wäre weder 
vom politischen noch vom wirtschaftlichen Standpunkt 
aus gut, und es ist klar, daß Großbritannien, falls es 
der EWG beitritt, /diesen Beitritt mit der gegenwärti­
gen Pfundparität vollziehen muß. Trotzdem könnte 
das für Großbritannien gut ausgehen, da das Glück 
hierbei auf seiner Seite ist. Die Kosten sind in Groß­
britannien  seit beinahe secäis Monaten stabil geblie­
ben (zum großen Teil auf Grund der von Selwyn Lloyd 
verfolg ten  Politik, die Löhne einzufrieren und die 
Lohnerhöhungen von Arbeitskräften im öffentlichen 
Dienst hinauszuzögern), während die Kosten in ande­
ren  Industrieländern gestiegen sind. Das hat den­
selben N ettoeffekt auf unser Einfuhr-Ausfuhr-Verhält­
nis w ie eine Abwertung, und dieser Prozeß ist noch 
nicht zu Ende. Jeder Monat, in dem die britischen 
Kosten 1962 stabil bleiben, wird die W ettbewerbs­
position des Landes beim Eintritt in die EWG gegen­
über den Ländern der Gemeinschaft und gegenüber 
der übrigen W elt stärken.

W enn man die wirtschaftlichen Gründe, die für einen 
B eitritt G roßbritanniens in die EWG sprechen, so dar­
stellt, sind sie keineswegs überzeugend. Sie wurden 
h ier der Reihe nach behandelt, um aufzuzeigen, daß 
die m eisten wirtschaftlichen Vorteile, die für einen 
Beitritt geltend gemacht werden, auch durch andere 
wirtschaftspolitische Maßnahmen erreicht werden kön­
nen, die uns ebenfalls zur Verfügung stehen, wenn 
w ir der Gemeinschaft fernbleiben i daß es dort, wo 
durch den Beitritt wahrscheinlich Gewinne zu erzielen

•) E in o ffensid itlid ier Naeäiteil d ie se r Sdiätzung is t es, daß  sie 
auf d e r A nnahm e berulit, daß ■ G roßbritanniens Exporte so ve rte ilt 
b le iben , -wie sie es gegen-wärtig sind. T atsädiüdi nimmt die A us­
fuhr in die EW G -Staaten zu, -während d ie A usfuhr in dos Com- 
mon-wealth abmimmt. Da s id i d ieser Prozeß m it dem E in tritt Groß­
b ritan n ien s  in  d ie  EWG -wahrsdieinlidi besdileunigen -wird, muß 
mian d iese  B eredinung m it V orbehalt aufnehmen.

sind, unmöglich ist, ihre Höhe abzuschätzenj daß alle 
Voraussagen über die Auswirkungen der Mitglied­
schaft nur in Zusammenhang mit gewissen Vorausset­
zungen gemacht werden können, die die V ereinbarun­
gen betreffen (wenn es überhaupt zu solchen kommt), 
die es Großbritannien ermöglichen, seine Verbindun­
gen mit dem Commonwealth aufrechtzuerhalten, selbst 
wenn es, der Gemeinschaft beigetreten ist. A ll-d as  
mag es dem Leser (auf dem Kontinent ermöglichen, 
sich klar zu machen, daß die Gründe für eine M itglied­
schaft Großbritanniens in der EWG nicht überw älti­
gend sind, selbst wenn man -sich nur an die ökonomi­
schen Aspekte hält. Nimmt man zusätzlich auch noch 
die politischen Fragen zur Kenntnis, die in diesem 
Aufsatz vergleichsweise vernachlässigt werden, dann 
erscheint das Für und W ider des ganzen Problems 
fein ausgewogen.

AUSWIRKUNGEN DES BEITRITTS AUF DIE BEZIEHUNGEN 
ZUM COMMONWEALTH

Jetzt scheint es an der Zeit, die Frage zu unter­
suchen, wie. die Auswirkungen auf die Beziehungen 
Großbritanniens zum Commonwealth sein werden, 
wenn sich das Land dem V ertrag von Rom unterwirft. 
Im M ittelpunkt dieses Problems stehen drei Tatsachen:

Erstens ist Großbritannien an die alten weißen Domi­
nien — Kanada, A ustralien und Neuseeland — durch 

N Bande der Rasse, der Sprache, der Kultur und durch 
die Tatsache gebunden, daß diese Länder ihm in zwei 
Kriegen zu Hilfe gekommen sind. Jede Aktion, die 
Großbritannien unternimmt, darf daher für diese Län­
der und ihre W irtschaft nicht nachteilig sein.

Zweitens ist das Vereinigte Königreich der wichtigste 
Absatzmarkt für die Exporte v ieler Commonwealth­
länder. Die weißen Dominien als Gruppe genommen 
setzen gegenwärtig ein V iertel ihrer Gesamtausfuhr 
in Großbritannien ab, während für andere Länder, wie 
Neuseeland, N igerien und die Karibischen Gebiete, 
dieser Anteil mehr als die Hälfte der Gesamtausfuhr 
beträgt. Diese Abhängigkeit gewisser Gebiete von 
einem freien Zugang zum britischen M arkt ist das 
größte Einzelproblem, das durch eine mögliche Mit­
gliedschaft Großbritanniens in der EWG aufgeworfen 
wird. In gewissem Grade w ürde eine derartige M it­
gliedschaft den freien Zugang dieser Länder zum 
britischen M arkt notwendigerweise einschränken.

Drittens ha t Großbritannien eine besondere V erant­
wortung gegenüber den nicht-weißen Dominien, da sie 
in der Hauptsache unterentwickelte Gebiete sind, die 
bei ihren Entwicklungsprogrammen Hilfe von Groß­
britannien erwarten.

Alle Vereinbarungen mit den Sechs müssen diese drei 
Tatsachen berücksichtigen und so gestaltet werden, 
daß sie den Handel irgendeines Commonwealthlandes 
nicht belasten oder für Großbritannien die Möglichkeit 
einschränken, Kapital in diejenigen Commonwealth­
länder auszuführen, die dieses brauchen.
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Das sind die M indestforderungen. Selbst wenn Groß­
britannien diese Bedingungen erfüllt, wird man ihm 
wahrscheinlich vorwerfen, daß es sich durch seinen 
Beitritt zur EWG auf Gedeih und Verderb mit Europa 
verbindet und alte Bindungen und Verpflichtungen 
aufgibt. Nur die Zeit wird hierüber entscheiden. Ich 
glaube, daß auf länge Sicht gesehen diese Entwicklung 
nicht eintreten wird. Die Commonwealth-Bindungen 
beruhen m ehr auf Realität als auf Sentim entalität, und 
in einer sich ständig verändernden W elt hat das Com­
monwealth schon eine große Anpassungsfähigkeit 
gezeigt. Es gibt Beweise dafür, daß einige Dominien — 
besonders Australien, Kanada und Neuseeland — sich 
zwar Gedanken darüber machen, welch© Auswirkun­
gen ein Beitritt Großbritanniens in  die EWG auf ihre 
W irtschaft haben würde, sich aber mit der Tatsache 
abfinden, daß Großbritannien als ein europäisches 
Land das Recht hat, an  den europäischen Belangen 
teilzunehmen. Die Vorstellung vom Commonwealth 
als einer eng zusammengeschlossenen, sich nach außen 
abschließenden und nach innen blickenden Gruppe 
findet in diesen Dominien wenig Unterstützung.

Ob Großbritannien der EWG zu Bedingungen bei­
treten kann, die die eben erwähnten Voraussetzungen 
gewährleisten, wird sich in  den nächsten M onaten ent­
scheiden. Zunächst ist es jedoch notwendig, genau 
vorauszusehen, welche Veränderungen der gegenwär­
tigen Handelsvereinbarungen mit dem Commonwealth 
unvermeidlich werden, wenn der Beitritt erfolgt. Ge­
genwärtig sind die Exporte der Commonwealthländer 
in  das V ereinigte Königreich keinerlei Kontingentie­
rungen unterworfen, und abgesehen von gewissen 
Steuerabgaben unterliegen sie nur einigen wenigen, 
niedrigen Zollabgaben. W as die Zölle betrifft, so be­
steht eine bedeutende Diskriminierung zugunsten des 
Commonwealth; die durchschnittliche Präferenzspanne 
für Importe aus britischen Gebieten beträgt etwas 
w eniger als 10 “/». ’) Der größte Teil dieser Einfuhren 
sind Grundstoffe, aber auch eine bedeutende Menge 
industrieller Produkte w erden eingeführt. In beiden 
Fällen sind die Präferenzen für die betreffenden Com­
monwealthländer und oft auch für die einzelnen Pro­
duzenten von großer Bedeutung. Umgekehrt können 
die britischen W aren nicht so frei in  die Common­
w ealthländer eingeführt werden. Einige Dominien, be­
sonders A ustralien und Neuseeland, pflegen ihre 
Zahlungsbilanzprobleme durch Einführung oder V er­
schärfung von Einfuhrbeschränkungen auszugleichen, 
die sich auf britische Fertigwaren oft schwer auswirken.

W enn Großbritannien der Gemeinschaft ohne beson­
dere V ereinbarungen über das Commonwealth beitritt, 
werden diese Präferenzen verschwinden, da die Im­
porte aus den EWG-Ländern im Vereinigten König­
reich dann zollfrei abgesetzt werden können. Da Groß­
britannien außerdem den gemeinsamen Außenzoll der

’ ) D iese D urdischnitlszahl is t irreführend . N ur d ie  H älfte des 
b ritisd ien  Im ports aus dem  Commonwealth kommt in  den  Genuß 
von Präferenzen. H ierfür lieg t der D urdisd in itt bei etw as un ter 
10 ®/o, für die G esam teinfuhr aus dem Com m onwealth s te llt er 
sid i dagegen  'auf 4—5 Vo. Deshalb sind audi P räferenzen von  über 
10 •/» b e i einzelnen, W area  n id it ungew öhnlidi.

Gemeinschaft einführen müßte, w ürden die Exporte 
des Commonwealth gegenüber den Gütern der EWG 
diskrim iniert werden. Solche „negativen Präferenzen“ 
w ürden die Volkswirtschaften der Commonwealth­
länder vielleicht auf lange Sicht nicht allzu sehr 
schädigen, würden aber die Interessen gewisser Pro­
duzentengruppen sofort ernsthaft beeinträchtigen (z. B. 
die M olkereien Neuseelands und die Obst- und W ein­
produzenten Australiens). Die drei ältesten Dominien 
— Kanada, A ustralien und Neuseeland — würden 
unter den veiränderten V erhältnissen zu leiden haben, 
da sie Exporteure von landwirtschaftlichen Stapel­
erzeugnissen der gemäßigten Klimazone sind, die mit 
der westeuropäischen Landwirtschaft in direkten 
W ettbewerb treten. Sie exportieren auch gewisse Roh­
stoffe, auf die die EWG bedeutende Zölle erhebt, 
nämlich Aluminium, Blei, Zinn, Holzschliff und Zei­
tungspapier. Kanada, der einzige bedeutende Expor­
teur von Fertigwaren, muß noch w eitere Verluste 
hinnehmen, wenn diese mit Zöllen belegt werden. 
Schließlich w ürden die A grarprodukte aus dem Com­
monwealth, abgesehen von den Schutzzöllen, auch 
Importabgaben und -lizenzen unterworfen werden, 
deren Ausmaß im Augenblick nicht vorauszusagen ist.

MITTEL FÜR EINE ANPASSUNG DES COMMONWEALTH

Es ist nicht überraschend, daß die Commonwealth- 
länder Befürchtungen hegen. Der ihrem Export aus all 
dem entstehende Schaden is t beachtlich. Sie haben 
ihre Befürchtungen offen zum Ausdruck gebracht, und 
es ist so gut wie sicher, daß Großbritannien der EWG 
nicht beitreten wird, wenn in dem Übereinkommen 
zwischen Großbritannien und der EWG nicht Bestim­
mungen enthalten sind, die eine Schädigung des Han­
dels der Commonwealthländer verhüten. W enn der 
Beitritt dennoch erfolgte, so w ürden w eite Kreise in 
den Dominien Großbritannien unwiderruflich entfrem­
det werden und eine ernste politische Spaltung im 
Lande selbst entstehen.

Die verschiedensten M ittel w urden vorgeschlagen, um 
diesen Schwierigkeiten vorzubeugen. Sie werden wäh­
rend der Verhandlungen in Brüssel zweifellos Gegen­
stand einer genauen Überprüfung sein. H ier können 
sie nur kurz gestreift werden:

1. Die Sechs sollen einige Rohstoffe aus dem Com­
monwealth aufnehmen, ohne sie mit dem gemein­
samen Außenzoll zu belegen, oder Großbritannien 
soll es gestattet werden, für diese Rohstoffe ein 
zollfreies Kontingent zuzulassen.

2. Die Gemeinschaft sollte mit Commonwealth-Expor­
teuren langfristige K ontrakte über Stapelgrundstoffe 
'abschließen, die einen W eltm arkt haben. Diese 
Maßnahme w ürde den Produzenten wenigstens für 
eine Anzahl von Jahren eine gewisse Sicherheit in 
Hinblick auf ihre Exporte geben, obwohl die Hoff­
nungen auf wachsende Ausfuhren, die an eine zu­
nehm ende britische Nachfrage geknüpft sind, auf­
gegeben werden müßten.

3. Den Lieferanten von tropischen Produkten aus dem 
Commonwealth müssen gleiche Einfuhrbedingungen 
für den Gemeinsamen M arkt zugestanden werden, 
w ie sie den Produkten aus den ehem aligen fran-
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zösisdien Kolonien zusteheni Das wurde dazu die­
nen, Präferenzen zugunsten der letzteren zu verm ei­
den, die dadurch entstehen, daß ih re Produkte 
freien Zugang zum Gemeinsamen M arkt haben.

4. Endlich sollte es als allgemeingültiges Prinzip aner­
kannt werden, daß die EWG — ganz abgesehen 
von der Bedeutung dieses Punktes für eine gewisse 
Anzahl von Commonwealthländern — eine liberale 
Handelspolitik gegenüber allen Entwicklungslän­
dern durchführen soll. In einer Zeit, da die fortge­
schrittenen Länder behaupten, die Not und den 
Mangel der Länder Lateinamerikas, Afrikas und 
Asiens zu kennen, w ürde es ihnen schlecht an- 

■ stehen, ihre M ärkte den Exporten dieser Gebiete 
zu verschließen. W enn man das täte, so w äre das 
ein A kt der Unmenschlichkeit, der auf lange Sicht 
zu unglücklichen politischen Konsequenzen führen 
würde.

Die dritte Verpflichtung, der Großbritannien dem 
Commonwealth gegenüber nachkommen muß, nämlich 
für die Entwicklung der rückständigeren Gebiete 
Kapital zur Verfügung zu stellen, ist durch seine Ab­
sicht, dem Gemeinsamen M arkt beizutreten, nicht so 
ernstlich gefährdet. Die Verfügbarkeit über Kapital für 
solche langfristigen Investitionen hängt von der Ent­
wicklung der britischen Zahlungsbilanz ab, und die 
Aussichten für die Zahlungsbilanz sind nicht schlechter, 
wenn das Land den Beitritt vollzieht, als wenn es 
abseits bleibt. H ier besteht sogar die Chance, daß, 
wenn Großbritannien das durch seinen Beitritt er­
hoffte wirtschaftliche Wachstum imd die erwünschte 
Expansion gewinnt, die Aussichten für überseeische 
Investitionen erheblich besser werden. Schließlich 
könnte die Zugehörigkeit Großbritanniens zur EWG 
dazu führen, daß Kapital der anderen EWG-Mitglieder 
über den britischen Kapitalm arkt in Übersee investiert 
wird und auch die Commonwealthländer an diesen 
Übersee-Investitionen teilhaben könnten.

Das Problem einer Anpassung des Commonwealth an 
die durch den Beitritt Großbritanniens in d ie  EWG 
verursachten veränderten Umstände ist zweifellos sehr 
dornig. Dieses Problem könnte in der Tat das ganze 
Beitrittsprojekt zum . Scheitern bringen, wenn die 
Motive für Großbritanniens Beitritt im Commonwealth 
nicht ganz k lar verstanden werden und wenn die 
Sechs den W ert nicht anerkennen, den die Erhaltung 
der Einheit des Commonwealth hat. Der W ert dieser 
Einheit sollte offensichtlich sein. Das Commonwealth 
stellt die größte vielrassige Einzelgruppe unabhängi­
ger demokratischer Staaten dar, und sein Zerfall w ürde 
die nichtkommunistische W elt außerordentlich schwä­
chen. Außerdem besteht d ie  Hofinung, daß eine Asso­
ziierung dieser Commonwealthstaaten mit der EWG 
und möglicherweise mit den USA in irgendeiner losen 
Form aus dieser Entwicklung hervorgehen könnte. 
Großzügige Konzessionen, die dem  Commonwealth 
von den Sechs jetzt gemacht werden, erfordern ge­
genwärtig nur leichte Opfer von ihnen, könnten aber 
eine Investition für die Zukunft darstellen, die reiche 
Dividenden bringen würde. Das Commonwealth stellt 
einen großen, sidi ausweitenden M arkt für industrielle 
Erzeugnisse dar, imd der gleichberechtigte Zugang zu

diesem M a rk t ' w äre für die Industriestaaten W est­
europas ein großer Gewinn, der kleinere Konzessionen 
im A grarsektor w ert wäre.

Außerdem sollte das Agrarproblem, das die Gemein­
schaft seit ih rer Gründung immer w ieder beunruhigt 
hat, besser auf einer globalen als auf einer regionalen 
Basis geregelt werden. Das Problem der fluktuieren­
den Einkommen der Rohstoffländer und die destabili­
sierenden W irkungen d er fluktuierenden Nachfrage 
nach ihren Produkten is t schon lange Gegenstand der 
internationalen Diskussion. Bisher ist wenig dabei her- 
ausgekomnien. Es w äre gut, wenn die ganze Frage 
der Handelsbeziehungen zwischen Industrie- und 
A grarländern in weltweitem Zusammenhang erörtert 
würde, ehe die A grarvereinbarungen der Sechs, oder 
einer ähnlichen Gruppe, sich verhärten und zu festge­
fügten Interessen erstarren.

WEGE ZU EINER ASSOZIIERUNG

Es gibt zwei W ege, auf denen eine Assoziierung des 
Commonwealth mit der EWG erreicht werden könnte. 
Der erste bestünde darin, daß man die gegenwärtigen 
Verhandlungen als Sprungbrett für eine umfassendere 
Assoziierung von Staaten, nutzen würde, als gegen­
w ärtig vorgesehen ist — eine Assoziierung, die die 
Sechs, Großbritannien, andere westeuropäische Staa­
ten, d ie  das wünschen, das britische Commonwealth 
und möglicherweise die USA in einer großen W irt- 
schaftsTinion zusammenschiießt. Ein derartiges Unter­
nehmen w äre verfrüht. N ur wenn es die überwälti­
gende Unterstützimg aller betreffenden Regierungen 
fände, hä tte  ein solches Unternehmen die Chance, 
einen langen Prozeß harten Feilschens und Verhan- 
delns zu überleben. (Die Sechs kennen sehr wohl die 
Schwierigkeiten, die d ie  Verhandlungen über den V er­
trag  von Rom begleiteten, im d wissen, wie oft diese 
gefährdet waren, obwohl in  W esteuropa ein starker 
W ille nach Einheit bestand.) Die große Wirtschafts­
union hätte diese Unterstützung nicht. So weitreichend 
die von Präsident Kennedy vorgeschlagenen Zoll­
reform en auch sind, so hat er doch bereits Schwierig­
keiten, in seinem eigenen Land Unterstützung für 
diese Reformen zu finden. Man kann sich schwer vor­
stellen, wie selbst d ieser junge und visionäre Präsi­
dent sein Land zu einem Projekt fortreißen könnte, 
das so grandios ist w ie die Atlantische W irtschafts­
gemeinschaft.

In Großbritannien w ürde ein derartiger Plan gegen­
w ärtig  kein W ohlwollen finden. Soweit eine Diskus- 
sicm über den Beitritt zu-um fassenderen Zollunionen 
als der EWG stattgefunden hat, w ar sie ablehnend 
oder bestenfalls 'apathisch. Die Briten ziehen eine An­
näherung auf empirischer Basis vor. W ohlvorbereitete 
ausführliche Pläne schätzen sie nicht. Sie ziehen es 
vor, Fortsdiritte durch flexible Vereinbarungen zu er­
zielen, in  deren Rahmen wirtschaftliches Wachstum 
imd Entwicklung stattfinden kann. Außerdem wurde 
in Großbritaimien auch argumentiert, daß eine w eiter­
gespannte W irtschaftsgemeinschaft unter Einschluß
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der USA unverm eidlidi einen politisdien, d. h. antl- 
sowjetisdien Charakter annehmen und unlöslidi in 
die NATO und den politischen A pparat des „kalten 
Krieges" verwickelt würde.

Die zweite Methode, eine w eitergespannte Assoziie­
rung sidierzustellen, ist d ie  oben umrissene Möglidi- 
keit: W enn der Beitritt Großbritanniens in die Ge­
m einsdiaft unter V ereinbarungen erfolgt, die einer 
Assoziierung des Commonwealth nidit entgegen­
stehen, wird er die Grundlage für ein weltweites 
Handelssysiteva abgeben, das sidi letztlidi entwidceln 
wird, wenn andere N ationen sidi um d ie Mitglied­
sdiaft bewerben. Es muß jedodi ein loses und flexib­
les System sein (soweit es außereuropäisdie Terri­
torien betrifft), bei dem es sidi um gegenseitige 
Zollvorteile und günstige H andelsvereinbarungen han­
delt. Eine weiterneidiende Kooperation auf dem  Gebiet 
der internationalen W ährungspolitik imd der Investi­
tionsplanungen könnte folgen. Auf diese W eise würde 
d ie Assoziation im Laufe d er Zeit durdi gegenseitige 
Vorteile und kollektive Interessen gefestigt werden, 
die beide zu ihrer Zeit starke bindende Kräfte inner­
halb des Commonwealth und des Sterling-Gebietes 
darstellten.

Es gibt einen interessanten Präzedenzfall für ein der­
artiges Vorgehen. W ährend der ersten Verhandlungs­
stadien über d ie  Europäisdie Zahlungsunion im Jahre 
1950 zeigte Großbritannien keinen großen Eifer, die­
ser Union anzugehören, hauptsädilidi weil es der 
Meinung war, daß seine w iditigsten W ährungs- und 
internationalen Finanzverbindungen diejenigen mit 
dem  Sterling-Gebiet waren. Durdi Großbritanniens

M itgliedsdiaft in der Union w urde über das Vereinigte 
Königreidi eine Verbindung zwisdien den Ländern des 
Sterling-Gebietes und den OEEC-Ländern W esteuropas 
geknüpft. Dadurdi w urde während einer kritisdien 
Periode von neun Jahren (d. h. bis zur Einführung der 
vollen Konvertibilität der w iditigsten W ährungen im 
Jahre 1959) ein großes Maß von freiem Austausch auf 
m ultilateraler Basis ermöglidit. Die Zugehörigkeit 
Großbritanniens zur EZU w ar im Endergebnis sowohl 
für Großbritannien selbst als audi für Europa von 
Vorteil, obwohl die erste A nnäherung beider Seiten 
zögernd und em pirisdi verlief.

Die nädisten sedis M onate w erden eine kritisdie und 
formbildende Zeit für W esteuropa werden. Viel hängt 
vom Ergebnis der V erhandlungen in  Brüssel ab: die 
Erweiterung des Umfangs der w irtsdiaftlidien und 
handelspolitisdien Planungen W esteuropas; die Er­
haltung der Einheit einer großen und freien Assozia­
tion von Völkern, die un ter britisdiem  Einfluß und 
britisdier Führung Unabhängigkeit und politische 
Reife erworben haben; in Großbritannien selbst die 
Einleitung eines neuen A bsdinitts seiner wirtsdiaft- 
lidien und politisdien Gesdiidite. Die A lternative zu 
einem vollen Erfolg der V erhandlungen ist absdirek- 
kend. Man hat einmal gesagt, daß der V ertrag von 
Rom unterzeichnet wurde, weil eine Anzahl voraus- 
sdiauender M änner dazu entsdilossen war, daß er 
unterzeidm et werden sollte. Damit haben sie den 
größten w irtsdiaftlidien Fortsdiritt in Europa während 
tm serer Generation erzielt. W ir müssen hoffen, daß 
sich jetzt bei diesem w eiteren Sdiritt Entsdilossenheit 
mit Vernunft paaren wird, um eine Lösung zu erreichen.
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